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Seit mehr als einem Jahr bestimmt der Ukrainekrieg die Schlagzeilen. Im Folgenden wollen wir eine
kurze Skizze der aktuellen Situation anfertigen und uns damit auseinandersetzen, wie sich die
aktuelle Situation auf Frauen auswirkt, um schließlich allgemein Kriegsfolgen für Frauen zu
betrachten. Bevor wir dazu kommen, wollen wir kurz Stellung zum Konflikt beziehen.

Vom Angriffskrieg zum Stellungskampf

Klar ist, dass der Angriff seitens des russischen Imperialismus auf die Ukraine zu verurteilen und
der Wille zur Selbstverteidigung seitens der ukrainischen Bevölkerung gerechtfertigt ist.
Gleichzeitig muss das Geschehen auch im internationalen Kontext betrachtet werden. Es spielt sich
nicht im luftleeren kraRaum ab, sondern vor dem Hintergrund einer krisenhaften Entwicklung des
imperialistischen Weltsystems und eines Kampfs um die Neuaufteilung der Welt unter den
Großmächten.

Somit ist es auch nicht irgendeine Auseinandersetzung, die zufällig mehr Aufmerksamkeit bekommt
als der Bürger:innenkrieg im Jemen, weil der bewaffnete Konflikt im Westen stattfindet. Er ist auch
Ausdruck einer zugespitzten globalen Weltlage und trägt in sich das Potenzial, mehr Kräfte in
kriegerische Auseinandersetzungen zu ziehen. Darüber hinaus findet die Auseinandersetzung zwar
augenscheinlich nur zwischen der Ukraine und Russland statt. Doch das fragile Gleichgewicht von
prowestlichen und prorussischen wirtschaftlichen und politischen Eliten in der Ukraine und der
Ausgleich zwischen ihren Nationalitäten wurde mit dem Maidan 2014 über den Haufen geworfen.
Damals wurde der lavierende, Russland zuneigende Präsident Janukowytsch durch eine klar
prowestliche Regierung abgelöst. Diese verwandte zwecks Machtsicherung viele der extrem rechten
und nationalistischen Maidankräfte in ihrer Administration und ihren Sicherheitskräften und machte
ihnen auch politisch Konzessionen. Damit war letztlich auch der bewaffnete Zusammenstoß mit den
sich in ihren Minderheitenrechten bedroht fühlenden Bevölkerungsgruppen insbesondere in der
Ostukraine vorprogrammiert und Russland nahm den inneren Bürger:innenkrieg zum Vorwand für
die Inkorporation der Krim, wo jedoch schon länger eine prorussische Mehrheit lebte.

Weder Putin noch NATO!

Somit geriet das Gebiet der Ukraine zum Zankapfel zwischen russischem Imperialismus und der
NATO. Wirkliche Verbesserung für alle Teile der Bevölkerung kann es nicht geben, wenn man sich
einer dieser Kräfte politisch unterordnet. Dabei sind die von Putin angegebenen Gründe für seine
„Militäroperation“ mehr als scheinheilig. Ihm geht es nicht um eine Denazifizierung, sondern darum,
den seit 2014 stärker gewordenen Einfluss des westlichen Imperialismus zurückzudrängen. Dieses
Interesse ist vor allem durch die Zunahme der internationalen Konkurrenz seit der Wirtschaftskrise
um die Pandemie stärker geworden und auch durch die wirtschaftliche Schwäche Russlands
bedingt.

Auf der anderen Seite muss gesagt werden, dass sowohl die massive finanzielle Unterstützung sowie
die Waffenlieferungen seitens der NATO-Verbündeten nicht aus reiner Selbstlosigkeit erfolgen, weil
man die ukrainische Bevölkerung nicht leiden sehen kann, sondern das Ziel anpeilen, die Ukraine als
geostrategische Einflusssphäre zu festigen sowie den russischen Imperialismus zu schwächen und
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seine Fähigkeit, als Weltmacht zu agieren, massiv zu reduzieren, wenn nicht zu verunmöglichen.
Natürlich agiert der Westen dabei nicht als geschlossener, einheitlicher Block. Vielmehr erweisen
sich die USA als eindeutige Führungsmacht auch über ihre europäischen Verbündeten, für die jede
stärkere ökonomische Durchdringung Russlands in weite Ferne gerückt ist.

Auswirkungen weltweit

Bevor wir zur Situationen in der Ukraine kommen, wollen wir uns den internationalen Folgen des
Krieges widmen. Neben einer verstärkten Militarisierung haben der Krieg und vor allem die
massiven Sanktionen nicht nur den Wirtschaftskonflikt mit Russland zugespitzt, sondern auch die
Inflation befeuert und Energiepreise in die Höhe schnellen lassen. Die steigenden Kosten für Öl und
Gas haben erhebliche Auswirkungen auf die Energiearmut von Frauen und Mädchen und den
ohnehin schon ungleichen Zugang dazu. Dieser wurde vor allem durch die Pandemie drastisch
verschlechtert, da so jene, die erst vor kurzem Zugang zu Energie erhalten hatten, diesen aufgrund
von Zahlungsunfähigkeit verloren, darunter 15 Millionen Afrikaner:innen südlich der Sahara. Der
Krieg verschärft dies nun, da der sprunghafte Anstieg der Energiepreise in den letzten zwei Jahren
der stärkste ist seit der Ölkrise von 1973. Darüber hinaus verursacht der Krieg eine
Lebensmittelkrise. Der Anstieg der Lebensmittelpreise war der höchste seit 2008, was daran liegt,
dass sowohl Russland als auch die Ukraine zentrale Getreideproduzent:innen sind. So importieren
Länder wie Armenien, Aserbaidschan, Eritrea oder Somalia über 90 % des Getreides aus diesen
beiden Ländern. Darüber hinaus stellt die Ukraine eine wichtige Weizenlieferantin des
Welternährungsprogramms (WFP) dar, das 115,5 Millionen Menschen in mehr als 120 Ländern
unterstützt.

Situation vor dem Krieg

Auch wenn es nicht möglich ist, hier ein komplettes Bild der Situation von Frauen zu zeichnen,
wollen wir einen kurzen, allgemeinen Überblick geben. Vor dem Krieg machten Frauen 54 % der
Gesamtbevölkerung aus und etwa 48 % aller Erwerbstätigen. Eine genaue Aufschlüsselung, wie
hoch die Arbeitsbeteiligung von Frauen in unterschiedlichen Industrien ausfällt, ist nicht verfügbar.
Jedoch lieferte die ILO 2008 einen groben Überblick, aus dem hervorgeht, dass Frauen vorwiegend
im Caresektor sowie in der industriellen Produktion tätig waren
(https://www.ituc-csi.org/IMG/pdf/Country_Report_No8-Ukraine_EN.pdf, S. 31).

Rechtliche Gleichstellung existierte zwar formal auch in Bezug auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
Dennoch gab es ein recht hohes Gender Pay Gap von 27 – 33 % im Zeitraum 2003 – 2012. Dies ist
darauf zurückzuführen, dass Frauen oftmals in den schlechter bezahlten Berufen arbeiten. Doch
auch innerhalb von Berufsgruppen gab es Unterschiede. So wurden die größten
geschlechtsspezifischen bei den Gehältern im Finanzsektor festgestellt, während die geringsten in
der Landwirtschaft bestehen, wo die Löhne jedoch im Allgemeinen viel niedriger ausfallen als in
allen anderen Bereichen der ukrainischen Wirtschaft.

Flucht

Im Krieg sind Frauen besonders Gewalt ausgesetzt, neben Bomben, ausländischen Armeen direkt
vor der Haustür, Angst und Engpässen bei der Strom- oder Nahrungsmittelversorgung. Kein Wunder
also, dass mehrere Millionen Menschen, darunter vor allem Frauen und Kinder, seit Beginn des
Krieges geflohen sind. Laut Angaben der UN sind davon 5,3 Millionen Binnenvertriebene, also
innerhalb des Landes geflohen. Dies verschärft die Situation, da bereits seit 2014 aufgrund des
Konflikts in der Ostukraine mehr als 1,5 Millionen Menschen gezwungen wurden umzusiedeln. Zwei
Drittel von ihnen waren Frauen und Kinder, die seitdem unter dem erschwerten Zugang zu
Gesundheitsversorgung, Wohnraum sowie Beschäftigung leiden.
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Darüber hinaus sind im Februar 2022 rund 8 Millionen Menschen über die ukrainischen
Landesgrenzen geflohen. Davon sind über 80 % Frauen und Kinder, was unter anderem daran liegt,
dass die Ausreise von Männern zwischen 18 und 60 Jahren seitens der ukrainischen Regierung
verboten wurde. Frauen sind dabei auf der Flucht besonders sexueller Gewalt ausgesetzt. So stiegen
die Suchanfragen nach Schlüsselwörtern wie „Escort“, „Porno“ oder „Vergewaltigung“ in
Verbindung mit dem Wort „ukrainisch“ um 600 %, während sich „Ukraine refugee porn“ laut OSZE-
Büro der Sonderbeauftragten und Koordinatorin für die Bekämpfung des Menschenhandels in Wien
als Trendsuche herauskristallisierte. (https://www.euronews.com/2023/01/17/ukraine-refugee-porn-
raises-risks-for-women-fleeing-the-war).

Zwar ist noch unklar, inwiefern ukrainische Frauen stärker von sexualisierter Gewalt betroffen sind
als andere Gruppen weiblicher Geflüchteter. Klar ist jedoch, dass rassistische Stereotype, die
innerhalb der EU existieren und osteuropäische Frauen sexualisieren, dies mitverursachen. Die
Gefahr, sexuellen Missbrauch zu erleben oder Opfer von Menschenhandel zu werden, wird durch
unsichere Fluchtrouten oder die Praxis z. B. in Großbritannien, wo 350 Pfund für die Aufnahme von
ukrainischen Geflüchteten gezahlt werden, begünstigt.

Um die Situation für Geflüchtete zu verbessern, müssen wir für Folgendes eintreten:

Offene Grenzen, sichere Fluchtwege und Staatsbürger:innenrechte für alle!

Statt Behausung in Lagern: Dezentrale Unterbringung durch die Enteignung von
leerstehendem Wohnraum, Hotels sowie Spekulationsobjekten!

Nein zur Spaltung: Anerkennung der Bildungsabschlüsse sowie das Recht, die
Muttersprache bei Ämtern zu benutzen, für alle Geflüchteten!

Auch wenn die letzte Forderung für ukrainische Geflüchtete, die in Deutschland ankommen,
größtenteils Realität ist, muss sie aufgestellt werden, um eine weitere Spaltung zwischen
ukrainischen und anderen Geflüchteten zu verhindern. Dass die Ausstellung von Arbeitserlaubnissen
etc. für Ukrainer:innen so rasch passierte, zeigt nur, was eigentlich möglich ist, wenn die eigene
Regierung ein unmittelbares Interesse dabei verfolgt. Deswegen sollte dies genutzt werden, um die
Rechte anderer Geflüchteter anzugleichen.

Situation der Daheimgebliebenen

Jedoch konnten nicht alle fliehen. Alter, persönliche Fitness, Kontakte in anliegenden oder anderen
europäischen Ländern sind weitere Faktoren, die es realistischer erscheinen lassen, sich mittel- oder
langfristig ein „neues Leben“ aufzubauen. Wer hingegen pflegebedürftig ist oder selber jemanden
pflegt, gehört zu den Gruppen, die es besonders schwer haben, das Land zu verlassen. Zwar gibt es
Erfolgsgeschichten von Gruppen wie bspw. von etwa 180 Gehörlosen, die es nach Berlin geschafft
haben. Doch wer ans Bett gefesselt oder auf fremde Hilfe angewiesen ist, hat schlechte Chancen.

Hier tragen auch vor allem Frauen die Hauptlast. Bereits vor der Eskalation der Feindseligkeiten im
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Februar 2022 führte die unbezahlte Hausarbeit in der Ukraine zu einer massiven Mehrbelastung.
Frauen brachten im Schnitt 24,6 Stunden pro Woche für reproduktive Tätigkeiten auf, während es
bei Männern 14,5 waren. Laut UN-Bericht „Rapid Gender Analyses in Ukraine“ geben die Befragten
durchweg an, dass seit dem Beginn des Krieges der Umfang der unbezahlten Arbeit sowohl für
Männer als auch für Frauen zugenommen hat. Dies liegt vor allem daran, dass Sozialdienste,
medizinische und Bildungseinrichtungen sowie Kinderbetreuung durch den Krieg eingestellt oder
reduziert wurden.

Das Wegbrechen dieser Infrastrukturen führt dementsprechend auch zu Verschlechterungen in allen
diesen Bereichen. So sind beispielsweise Schwangere durch den Wegfall medizinischer Versorgung
einer Lage ausgesetzt, die auch den Kindstod begünstigt. Um die Situation vor Ort einigermaßen
erträglich zu machen, treten wir ein für:

Kontrolle und Verteilung der gelieferten Hilfsgüter durch demokratisch gewählte Komitees der
Bevölkerung! Die Vertreter:innen müssen rechenschaftspflichtig und jederzeit wähl- und abwählbar
sein!

So kann flächendeckend verhindert werden, dass Lebensmittel unterschlagen werden, wie
beispielsweise durch zwei führende Ministeriumsbeamte, die Ende Januar dafür entlassen wurden.
Das ist keine Kleinigkeit, denn über ein 1/3 der ukrainischen Bevölkerung ist von starken
Nahrungsmittelengpässen betroffen. Viele Teile der Bevölkerung sind bereits in Hilfsstrukturen
integriert – und sie sollten diese auch selber kontrollieren.

Denn zum einen kann durch die Verteilungskomitees überprüft werden, in welchen Regionen nicht
nur mehr Hilfsgüter benötigt werden, sondern auch, wo es noch anderer Strukturen wie
beispielsweise Kantinen oder anderer Hilfe bedarf. Diese sollten zum anderen als Momente
kollektiver Reproduktionsarbeit nach dem Krieg erhalten bleiben und flächendeckend ausgeweitet
werden. Denn nur durch die Vergesellschaftung der Hausarbeit – also der Aufteilung der Sorge- und
Carearbeit auf alle Hände – kann die Doppelbelastung von Frauen sowie die geschlechtliche
Arbeitsteilung beendet werden. Es gilt, hier eine Grundlage zu legen, um künftigen
Verschlechterungen entgegenzuwirken.

Arbeitsrechte

Diese Situation wird dadurch verstärkt, dass unter der Regierung von Selenskyj seit Beginn des
Krieges massive Angriffe auf die Arbeitsrechte vorgenommen wurden. Am 24. März 2022 trat das
Gesetz Nr.-2136-IX Über die Organisation der Arbeitsbeziehungen im Kriegsrecht in Kraft, was
unter anderem die Arbeitszeit von 40 Stunden pro Woche auf 60 hochsetzt, Arbeit an Wochenenden,
Feiertagen und arbeitsfreien Tagen nicht mehr verbietet und Betrieben ermöglicht, die Auszahlung
des Gehalts zu verzögern, wenn nachgewiesen werden kann, dass Krieg oder „höhere Gewalt“ eine
solche Verzögerung verursacht haben. Das Ganze wird begleitet vom Verbot von
Oppositionsparteien, die Verbindungen nach Russland haben, sowie einer Degradierung von
Gewerkschaften zu Organen der „Bürgerkontrolle“, die die Einhaltung des Gesetzes überwachen.

Diese Verschärfungen sind dabei nur eine zugespitzte Fortführung Selenskyjs neoliberaler Angriffe
auf die Arbeiter:innenklasse. Bereits 2020 gab es den Versuch eines reformierten Arbeitsgesetzes,
welches eine massive Aufweichung der Arbeits- und Tarifrechte enthielt. Durch Proteste seitens der
Gewerkschaften konnte damals verhindert werden, was nun Praxis ist.

Was das für praktische Auswirkungen hat, skizziert Bettina Musiolek (Clean Clothes Campaign;
Kampagne für Saubere Kleidung) in einem Interview mit der GEW. Zwar ist der Anteil der
Textilindustrie innerhalb der Ukraine am BIP gering. Laut Angaben von Ukraine Invest existieren
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jedoch rund 2.500 Textilbetriebe mit mehr als 200.000 Mitarbeiter:innen innerhalb des Landes, von
denen zwischen 80 und 90 % der gesamten Erzeugnisse für den Export bestimmt sind. Die
überwiegende Mehrheit ihrer Beschäftigten ist weiblich. Produziert wird unter anderem für Marken
wie Adidas, Benetton, Boss, S.Oliver, Tommy Hilfiger, Zara oder Handelskonzerne wie Picard oder
Aldi. Diese nutzen die Not brutal aus, wie Musiolek erklärt:

 „Die meisten Näherinnen werden das alles akzeptieren, weil sie den Job brauchen. Gegen das neue
Gesetz zu demonstrieren oder zu streiken, ist für sie keine Option – ihnen droht unter dem
Kriegsrecht, verhaftet zu werden. [ … ] Da werden im Schatten des Krieges rote Linien
überschritten. Zwar soll die Arbeitsrechtsreform nur während des Kriegsrechts gelten. Aber unsere
ukrainischen Gewerkschaftspartner bezweifeln, dass die Punkte nach dem Krieg wieder rückgängig
gemacht würden.“
(https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/hungerloehne-unter-dem-deckmantel-des-kriegsrechts)

Das bedeutet praktisch, dass wir uns gegen diese Angriffe wehren müssen, was leichter geschrieben
als getan ist. Es verdeutlicht, dass die herrschende Klasse der Ukraine nicht nur eine enge
Verbündete der NATO ist, sondern – wie jede andere – auch im Krieg ihre Klasseninteressen vertritt.

Das Kriegsrecht richtet sich hier ganz konkret gegen die Lohnabhängigen und muss bekämpft
werden. Die Aufgabe von Revolutionär:innen und fortschrittlichen Kräften muss darin bestehen
aufzuzeigen, dass der Krieg alleine nicht den Klassencharakter aufhebt, nicht alle Ukrainer:innen
vor ihm gleich werden und dieselben Interessen verfolgen dürfen. Deswegen muss gesagt werden:

Nein zu den Angriffen des Arbeitsrecht! Für die sofortige Rücknahme der
Verschärfungen wie des einseitigen Kündigungsrechts oder der Ausweitung der
Arbeitszeit!

Statt Arbeitslosigkeit und mehr Stunden braucht es Arbeitszeitverkürzung bei vollem
Lohnausgleich!

Für ein Mindesteinkommen für alle, angepasst an die Inflation!

Entschädigungslose Enteignung aller Kriegsgewinnler:innen, ukrainischer wie
imperialistischer Unternehmen, die sich auf Kosten der Massen bereichern, unter
Arbeiter:innenkontrolle!

Gewalt

Dass Gewalt gegen Frauen in Zeiten von Krisen zunimmt, ist spätestens seit der Coronapandemie
kein Geheimnis mehr. Aktuelle offizielle Zahlen sind nicht verfügbar, jedoch gaben laut einer vom
Bevölkerungsfonds der Vereinten Nationen (UNFPA) im Jahr 2019 veröffentlichten Studie etwa 75
Prozent der ukrainischen Frauen an, seit ihrem 15. Lebensjahr irgendeine Form von Gewalt erlebt
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zu haben. Eine von drei Frauen berichtete, dass sie körperliche Formen von sexueller Gewalt
erleiden musste.

Durch die verschlechterte ökonomische Situation kann sich dies verschlimmern, und da darüber
hinaus in Konflikten sexuelle Gewalt und Vergewaltigung häufig als Kriegswaffe eingesetzt werden,
um Macht über den Feind zu demonstrieren, sind die ukrainischen Frauen – inmitten der
militärischen Invasion Russlands in ihrem Land – einem erhöhten Risiko sexueller und körperlicher
Gewalt, Missbrauch, Vergewaltigung und Folter ausgesetzt. Um sich gegen die zunehmende Gewalt
zu wehren, treten wir ein:

Für demokratisch organisierte Selbstverteidigungskomitees der Bevölkerung, die auch
Zugang zu Waffen haben!

Für Entschädigungszahlungen an Betroffene von Gewalt sowie kostenlosen Zugang zu
therapeutischen Angeboten auch nach dem Krieg!

Militär

Doch es wäre falsch, die Rolle von ukrainischen Frauen derzeit auf Care- und Hilfsarbeit zu
reduzieren. In der ukrainischen Armee dienen schätzungsweise zwischen 15 – 22 % Frauen. Manche
kehren sogar aus den sicheren Ländern, in die sie geflohen waren, zurück, um an der Front zu
kämpfen. Dies ist jedoch eine neuere Entwicklung. Seit 2014 sind Frauen Teil der ukrainischen
Armee. Seit 2016 ist auch erlaubt, dass sie nicht nur klassische Hilfskraftjobs wie medizinische
Versorgung oder Kochen ausüben. Dass sie nun auch an der Front kämpfen dürfen, heißt jedoch
nicht, dass das Militär sich in einen Ort der Gleichberechtigung verwandelt. So hat die Zahl der
Soldatinnen zwar zugenommen, aber ihre Mobilisierung erfolgte eher unregelmäßig. Darüber hinaus
kann davon ausgegangen werden, dass die klassische Arbeitsteilung in Armeen (Fokus der Frauen
auf Hilfsjobs) trotz ihrer höheren Beteiligung erhalten bleibt, was begleitet wird durch Berichte über
sexistische Kommentare oder die Tatsache, dass Frauen Uniformen wesentlich schlechter angepasst
werden. Die Einschränkung der Bewegungsfreiheit der Männer mittels Kriegsrecht hat darüber
hinaus verfestigt, dass es Frauen sind, die außerhalb der Armee die Last der Betreuung von Kindern
und älteren Menschen tragen müssen. Um die tatsächliche Gleichstellung in der Armee zu
gewährleisten, treten wir ein:

Für die Wähl- und Abwählbarkeit von Offizier:innen durch Soldat:innenräte sowie
deren Kontrolle über Ausbildung und Waffen!

Für eine Kampagne innerhalb der Armee für Gleichstellung, aber auch gegen
Nationalismus und Chauvinismus! Recht der Frauen auf gesonderte Treffen!

Zentral ist es darüber hinaus, dass Soldat:innen auch dafür argumentieren, den Krieg nur solange zu
führen, wie er zur Selbstverteidigung dient, und beispielsweise gegen die Rückeroberung der Krim



oder der Volksrepubliken auftreten. Vielmehr sollte die dort lebende Bevölkerung entscheiden, wo
sie zukünftig leben und welchem Staat sie angehören möchte. Alles, was darüber hinausgeht, führt
zu einer weiteren Verlängerung des Krieges, ohne seine tatsächliche Ursache zu bekämpfen.

Perspektiven

Die reaktionäre Invasion des russischen Imperialismus stellt bekanntlich nicht den einzigen Faktor
im Krieg dar. Es wäre vielmehr verkürzt, den Charakter eines Kriegs unabhängig von der
internationalen Lage zu bestimmen. Die Entwicklung, die zur Invasion führte, und vor allem jene seit
dem reaktionären Überfall Russlands bestätigt in mehrfacher Hinsicht, dass es sich im Kern nicht
bloß um einen nationalen Verteidigungskrieg handelt, sondern die politische, wirtschaftliche und
militärische Einflussnahme der NATO auf internationaler Ebene selbst einen entscheidenden Faktor
darstellt.

Das bedeutet, dass die Arbeiter:innenklassen in Russland wie auch in den NATO-Staaten vor allem
für den Kampf gegen die Kriegsziele ihrer eigenen Bourgeoisien gewonnen und mobilisiert werden
müssen. Dort steht der Hauptfeind eindeutig im eigenen Land.

In der Ukraine ist die Lage differenzierter zu betrachten. Hier sind die Massen Opfer der russischen
imperialistischen Invasion. Einerseits spielt der innerimperialistische Konflikt eine prägende Rolle,
andererseits existiert auch ein wichtiges Element der realen nationalen Unterdrückung. Dies
bedeutet, dass Revolutionär:innen das Recht der Ukraine, sich gegen die russische Okkupation zur
Wehr zu setzen, verteidigen müssen, jedoch ohne der Regierung Selenskyj irgendeine Form der
Unterstützung angedeihen zu lassen.

In der Ukraine bildet daher das Recht auf Selbstverteidigung gegen die russische Invasion ein
Element revolutionärer Politik, doch für den Fall des Rückzugs von russischen Truppen sollte klar
sein, dass der Kampf danach weitergeht. Jedoch nicht mit dem Ziel, Vergeltung gegen Russland als
Aggressor auszuüben, sondern in dem Wissen, dass NATO & Co. ihre Unterstützung nicht zugesagt
haben, damit sie dann ebenfalls die Ukraine in Ruhe lassen, sondern sie als ausgebeutete
Halbkolonie in ihren Machtbereich integrieren werden.

Neben stärkerer militärischer Präsenz ist es wahrscheinlich, dass westliche Firmen sich freuen, die
ukrainische Infrastruktur wieder aufzubauen – auf dem Rücken der Bevölkerung vor Ort, die als
billige Arbeitskräfte überausgebeutet werden kann. Die rechtlichen Grundlagen wurden ja bereits
geschaffen. So ein Kampf kann nur erfolgreich sein, wenn bereits im Hier und Jetzt Strukturen
aufgebaut werden, die sich der prowestlichen und neoliberalen Politik Selenkyjs nicht unterordnen
wollen, aber auch kein Interesse hegen, sich an Putins Regime zu verkaufen. In Regionen wie der
Krim, Donezk oder Luhansk sollten Referenden durch die Bevölkerung organisiert werden – nicht
durch irgendeine Großmacht.

Im Westen, in der EU und den USA muss die Arbeiter:innenbewegung vor allem aber gegen die
imperialistischen Ziele des „eigenen“ Imperialismus mobilmachen. Das bedeutet ein Nein zur jeder
Aufrüstung, zu Waffenlieferungen und vor allem zu Sanktionen und Wirtschaftskrieg gegen
Russland. Die US-amerikanische, deutsche und andere westliche Regierungen verfolgen damit keine
demokratischen und humanitären Interessen. Das Selbstbestimmungsrecht der Ukraine und erst
recht deren Demokratie sind ihnen völlig egal, wie das jahrelange Paktieren mit Ultrarechten
beweist. Für sie ist die Ukraine vor allem eine Frontlinie auf dem geostrategischen Schlachtfeld und
außerdem ein Reservoir für billige Arbeitskräfte und Rohstoffe. Hier gilt es, Solidarität und
Widerstand aufzubauen, die die objektiven Interessen der ukrainischen und russischen
Arbeiter:innenklasse unterstützen, und nicht mit den Machtinteressen der jeweils eigenen
Regierung zu paktieren.


